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Rückblick 1808
• Preußische Städteordnung
• Teil der 

Stein/Hardenbergschen 
Reformen

• Zielstellungen:
– Bedürfnis einer wirksamen 

Teilnahme der Bürgerschaft 
an der Verwaltung des 
Gemeinwesens

– Bürgerschaft “thätige“
Einwirkung auf die Verwaltung 
ermöglichen und durch diese 
Teilnahme, Gemeinsinn zu 
erregen und zu erhalten
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Heute: Kommunale 
Selbstverwaltung 

• Gemeinde erfüllt in ihrem Gebiet alle Aufgaben der 
örtlichen Gemeinschaft in eigener Verantwortung, soweit 
die Gesetze nicht etwas anderes bestimmen

• Gemeindevertretungen/Stadtverordneten-
versammlungen sind als oberste Verwaltungsorgane der 
Gemeinden und Städte nach wie vor ehrenamtlich tätig
– Keine Parlamente
– Treffen die bedeutsamsten Verwaltungsentscheidungen ihrer 

Gemeinden und Städte
• Übernahme von Mitverantwortung für das Gemeinwesen
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6359 Gemeindevertreter verwalten 
ihre Gemeinden und Städte

• Im Land Brandenburg 
wurden am 28. Sept. 
2008 6359 
ehrenamtliche 
Gemeindevertreter 
und Stadtverordnente 
unmittelbar gewählt
– Davon als größte 

Gruppe 2428 Vertreter 
unabhängiger 
Wählergruppen 
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Bürgerschaftliches Engagement in 
der Daseinvorsorge

• Beispiele:
– Feuerwehren:

• Im Land Brandenburg 
gewährleisten rund 50.000 
ehrenamtliche Kameraden 
der freiwilligen 
Feuerwehren den 
Brandschutz 

– Straßenreinigung: 
• In vielen Gemeinden und 

Städten wird die 
Straßenreinigung 
vollständig oder teilweise 
durch die Anlieger erledigt

– Anliegerbeiträge
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Bürgerschaftliches Engagement in 
Kultur und Sport

• Kultur und Sport 
bieten viel Raum für 
Mitarbeit
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Teilnahme an Bürgerwettbewerben 
kann örtliche Gemeinschaft stärken
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Einbeziehung der Einwohner in 
Entscheidungen der Kommunen

• Rechtsförmliche 
Instrumente:
– Einwohner-

versammlungen
– Anhörungsverfahren
– Beiräte
– Bürgeranträge
– Bürgerentscheide
– …

• Weitere Instrumente:
– Elektronische 

Partizipation (z.B. 
MAERKER)

– Wettbewerbe
– Beteiligung Betroffener
– …
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Rolle der Gemeinden und Städte

• Gemeindliche Verwaltung 
beruht in wesentlichen 
Teilen auf Ehrenamt

• Bereitschaft der 
Bürgerschaft zum 
Engagement wecken

• Ausbau einer 
Anerkennungskultur

• Aktive Einbeziehung der 
Bürgerschaft in 
Entscheidungen

• Von Anfang an 
Reichweite der 
Partizipation aufzeigen
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Leitsätze StGB Brandenburg
„Für die brandenburgischen Städte, Gemeinden und 
Ämter ist eine aktive Einbeziehung ihrer Bürger und 
Einwohnerschaften in kommunale 
Entscheidungsprozesse selbstverständlich. Das 
Präsidium sieht die Instrumente der Bürgerbeteiligung 
nicht als Werkzeug des ‚Einmischens‘ in örtliche 
Entscheidungen, sondern als Möglichkeiten, aktiv für die 
Stadt oder Gemeinde Mitverantwortung zu übernehmen. 
Das Präsidium ermutigt die Mitglieder des Städte- und 
Gemeindebundes Brandenburg, weiterhin von den zur 
Verfügung stehenden Instrumentarien aktiv Gebrauch zu 
machen, um damit in der Einwohnerschaft Bereitschaft 
zur Übernahme von Mitverantwortung und Bürgersinn für 
das Gemeinwesen zu wecken.“
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Leitsätze StGB Brandenburg

„Vor dem Einsatz von Instrumenten der 
Bürgerbeteiligung sollten deren Ziel, die 
Einbindung in den Entscheidungsprozeß
der Stadt oder Gemeindeorgane sowie der 
finanzielle Handlungsspielraum abgeklärt 
und den berührten Bürgern transparent 
gemacht werden, um durch unerfüllbare 
Erwartungen ausgelöste 
Politikverdrossenheit von vornherein zu 
vermeiden.“
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Leitsätze StGB Brandenburg 
„Als Voraussetzung für eine zunehmende 
Mitwirkungsbereitschaft der Bürgerschaft müssen 
Möglichkeiten der unmittelbaren Bürgerbeteiligung 
vielmehr, neben einer Stärkung Handlungsfähigkeit der 
Städte, Gemeinden und Ämter, auch von einer deutlich 
sichtbaren Aufgaben- und Verantwortungsabgrenzung 
zwischen der jeweiligen staatlichen und kommunalen 
Ebenen flankiert werden.“

(Auszug aus Beschluss des Präsidiums vom 2. Juli 2001) 



Weitere Informationen

www.stgb-brandenburg.de


